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«Müllerweiss, dass er provoziert»
Rorschach Politiker aus der Region verurteilen ThomasMüllers Rassismus-Aussagen. Nicht wenige

bewundern den SVP-Stadtpräsidenten aber auch dafür, dass er «so authentisch ist».
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Rorschachs Stadtpräsident Tho-
mas Müller (SVP) nahm kein
Blatt vor denMund.DieBrasilia-
ner seiengesundeRassisten,weil
sie gegenüberdemAuslandnicht
so devot aufträten wie die
Schweizer, sagte er anlässlichdes
Sommergesprächs (Ausgabevom
Samstag). Oder: Der Islam habe
in der Schweiz nichts verloren.
Schliesslich ziele dieser darauf
ab, den Koran über alles zu stel-
len und die westliche Gesell-
schaftmit unserenWerten abzu-
schaffen.

«Ein Stadtpräsident
sollte nicht so reden»

Müllers teils diskriminierenden
Aussagen lösenunterschiedliche
Reaktionen in der Region aus.
Während der Rorschacher CVP-
Stadtrat StefanMeiernichtsdazu
sagen möchte, verurteilt seine
Kollegin Ariane Thür Wenger
(SP) dessen Worte: «Ein Stadt-
präsident sollte nicht so reden»,
sagt sie.Esgebekeinengesunden
Rassismus und auch keine Ent-
schuldigung für Rassismus.

AuchMichaelGötte,Gemein-
depräsidentvonTübachundPar-
teikollegevonMüller, distanziert
sich.Erhaltenichtsvon«solchen

Wortspielen. Rassismus hat
nichts mit einer kritischen Hal-
tung gegenüber Ausländern zu
tun, sondern ist grundsätzlich zu
verurteilen», sagtGötte.DieAus-
sage Müllers, er respektiere die
Religionsfreiheit, der Islamhabe
in der Schweiz aber nichts verlo-
ren, gehe für ihn nicht auf, sagt
Götte.«WerdieReligionsfreiheit
respektiert, kann keine Religion
einfach ausschliessen.»

Götte schliesst sich Müllers
Haltung aber an,wenn es darum
geht, dass sichalle, diehier leben
wollen, an die hiesigen Gesetze
zu halten hätten. «Ich bin auch
der Auffassung, dass die Justiz
mitAusländern, die sichnicht an
dieRechtsnormenhalten, eher zu
nachsichtig umgeht.» Tübach
habe aber einen viel kleineren

Ausländeranteil als Rorschach
und deshalb auch weniger an-
spruchsvolle Integrationsaufga-
ben, gibt Götte zu bedenken.

Zuspruch erhält Müller auch
für seineHaltung inBezugaufein
neues Religionsgesetz, das im
Kantonsrat diskutiert wird und
demIslameinen rechtlichenSta-
tus verleihen soll.Müller hält das
Gesetz für unnötig. Ebenso Do-
minik Gemperli, Gemeindeprä-
sident von Goldach (CVP). Die
Aussagen Müllers kämen zwar
überspitzt und teils übertrieben
daher, aber«dasGesetz ist unnö-
tig. Integration funktioniert nicht
über Gesetzestexte. Man muss
vonZugewandertenaucheinfor-
dern, dass sie sich integrieren»,
sagt Gemperli. So erlebe er
manchmal, dass Kinder auslän-

discherElternbeimSchuleintritt
kaum Deutsch sprächen, was
schwierig sei. «Bei uns wird da
teils zuwenig getan.»

Applausdafür,dasser zu
seinerMeinungsteht

Gemperli findet für Müller auch
lobende Worte. «Ich schätze
Thomas Müller grundsätzlich
sehr. Er ist ein Politiker, der
authentisch seine Meinung zum
Ausdruck bringt und Klartext
redet», schickt er voraus. «Seine
Aussagen zu einem gesunden
Rassismus empfinde ich aller-
dings als deplatziert.» Ähnlich
tönt es aus Rorschacherberg. So
kann FDP-Gemeindepräsident
Beat Hirs die Aufregung nach
Müllers «Rundumschlag» nicht
verstehen.«So funktioniert doch

Demokratie. Es ist richtig, dass
ThomasMüller zu seinenAussa-
gen steht. Die Stimmbürger von
Rorschachkennen ihnundhaben
ihnauchdeshalbgewählt,weil er
so authentisch ist», sagtHirs.

Inhaltlichwolle er zuMüllers
Aussagennicht Stellungnehmen.
Ervermutet aber, dassdessenun-
zimperliches Auftreten mit sei-
nemDoppelmandat als Stadtprä-
sident und Nationalrat zusam-
menhängt. «Müller ist sich
gewohnt, greifbar und prägnant
zu formulieren. Er weiss, dass er
damit auch provoziert», sagt
Hirs. Thür Wenger kann dieser
Artzupolitisierendennochnichts
abgewinnen. «Es ist der falsche
Weg, Leute aus einer Bevölke-
rungsgruppe in eine Ecke zu stel-
len. Rorschach ist eine offene

Stadt.Man sollte die Leutemitei-
nander verbinden, die ihre Reli-
gion auf tolerante und moderate
Weise lebenwollen.»Zudemhät-
ten Rorschachs Schulen Vorbild-
charakterpunktoIntegration.Und
selbst Gemperli räumt ein, in der
Region sei derGrossteil dermus-
limischen Bevölkerung «sehr
willens», sichzu integrieren.Eine
pauschaleVerurteilungdieserBe-
völkerungsgruppesei«hoffentlich
nichtMüllersAbsicht» gewesen.

Sogibt auchFelixBischofber-
ger, CVP-Präsident der Region
Rorschach, zubedenken,Müllers
Haltung könnten der Stadt Ror-
schach schaden. Bischofberger
stört sich am «einseitig feind-
lichen Ton», den Rorschachs
Stadtpräsident inbesagtemInter-
view angeschlagen hat.

Nachgefragt

«Die Stadt kannmehr verlangen als das gesetzlicheMinimum»
DieStiftung«Tier imRecht»be-
schäftigt sich mit juristischen
Fragen rundumsTier.Eines ihrer
Themengebiete ist das «Tier im
Mietrecht».VanessaGerritsen,
Juristin und stellvertretende Ge-
schäftsleiterin von «Tier im
Recht», gibt eine Einschätzung
zumFall derKaninchenanlage in
Wil.

Frau Gerritsen, die Anlage
desKaninchenzüchters inWil
entspricht den Mindestanfor-
derungen nach Tierschutzge-
setz. Kann die Stadt alsVer-
pächterindemBetreiberder

Anlage Zusatzvorschriften
machen?
Privatrechtlich gesehen liegt es
durchaus im Rahmen der – im
Allgemeinen sehrweitgehenden
–Vertragsfreiheit, entsprechende
Auflagen für ein Mietverhältnis
zu bestimmen. Die Grenzen lie-
gendort,wo IllegalesoderSitten-
widriges gefordert oder wo zu
stark in die persönliche Freiheit
eingegriffenwird. Innerhalbdie-
ser Schrankendarf einVermieter
aber vertraglich festhalten, was
ihmwichtig ist. Im vorliegenden
Fall ist es allerdings die Stadt als
öffentlich-rechtlicherAkteur, die

den Pachtvertrag mit Vorgaben
verknüpft – dies kann sienur tun,
wenn sie privatrechtlich auftritt
und es sich um die Verwaltung

von Finanzvermögen handelt.
Klar ist, dass die Stadt an das
Gleichbehandlungsgebot undan
das Willkürverbot gebunden ist.
Willkür liegt im Fall Wil sicher
nicht vor:DerTierschutz liegt im
öffentlichen Interesse, und die
Stadt kann sich durchaus zum
Ziel setzen, mit gutem Vorbild
voranzugehen und in ihrem Ein-
flussbereichmehr als das gesetz-
liche Minimum zu verlangen.
Hinsichtlich der Gleichbehand-
lung wäre zu prüfen, ob andere
Tierhalter Pachtverträgemit der
Stadt haben, und ob dort allen-
falls ähnliche Auflagen gemacht

werden. Dabei ist allerdings zu
beachten,dassGleichesmitGlei-
chemzuvergleichen ist respekti-
ve, dass grosse Unterschiede in
der eidgenössischen Tierschutz-
gesetzgebung hinsichtlich der
Anforderungen bei verschiede-
nen Tierarten bestehen.

DieStadt hat den Kaninchen-
züchter imMai aufgefordert,
seineAnlage bisEndeAugust
artgerecht zugestalten – auf
Gruppenhaltung und ganz-
jährigenFreilauf. Ist diese
runddreimonatige Frist
angemessen?

DreiMonate sind jenachVoraus-
setzungen und vor dem Hinter-
grund, dass womöglich kleinere
bauliche Anpassungen notwen-
dig sind, allenfalls etwas zu
knapp. Das können wir jedoch
ohnenähere Informationennicht
beurteilen. Grundsätzlich befür-
worten wir angesichts derWich-
tigkeit der genannten Auflagen –
immerhin geht es um elemen-
tarste Bedürfnisse von
Lebewesen–denStandpunkt, die
Fristennicht zugrosszügig anzu-
setzen. Verlängerungen können
bei guten Gründen immer bean-
tragt werden. (uam)

Vanessa Gerritsen, Juristin und
stellvertretende Geschäftsleiterin
bei «Tier im Recht». Bild: PD

Verband schaltet sich ein
Wil Der Verband «Rassekaninchen Schweiz» zeigt sich alarmiert. Es sei nicht rechtens, dass die Stadt denVertragmit dem

Kaninchenzüchter gekündigt habe, sagt dessen Präsident. Dies will er den Behördenmitgliedern heute an fünf Punkten aufzeigen.

Heute früh reist Peter Iseli nach
Wil. Der Präsident des Verbands
«Rassekaninchen Schweiz» will
mit dem Stadtrat reden. Er ist
nicht einverstanden damit, dass
die Behörden den Pachtvertrag
mit Kaninchenzüchter Josef
Eicher gekündigt haben. Seit
mehreren Jahren führt Eicher
eine Anlage mit Einzeltierhal-
tung auf einem städtischen
Grundstück. Diese entspricht
zwardenMindestanforderungen
nachTierschutzgesetz, nicht aber
einer artgerechten Haltung von
Kaninchen. Die Stadt hat den
Pächter imMai aufgefordert, sei-
ne Kaninchenanlage bis 31. Au-
gust soumzubauen,dassdieTie-
rekünftig inderGruppe seinkön-
nen und ganzjährigen Freilauf

geniessen. Dieser Auflage kam
Eicher nicht nach, was zur Kün-
digung des Vertrags führte. Den
Stein insRollengebrachthatteur-
sprünglichderVereingegenTier-
fabriken (VgT), der das «Kanin-
chengefängnis» auf städtischem
Boden stets scharf kritisierte.

Das Vorgehen der Stadt ent-
behre jeglicher gesetzlicher
Grundlage, ist Peter Iseli über-
zeugt. Bei einem Treffen mit
Stadtrat Daniel Stutz und Stadt-
präsidentin Susanne Hartmann
wirderdasgemäss einemSchrei-
ben an fünf Punkten aufzeigen.
Auf Anfrage sagt der Verbands-
präsident, er wolle aus Gründen
der «Fairness und der Lösungs-
orientiertheit»nochnicht insDe-
tail gehen.Dazu zeigt er sich erst

nach dem Gespräch bereit. Aus
Sicht vonPeter Iseli hat derWiler
Stadtrat mit seiner Handlung
nichtnur eine«menschlicheTra-

gödie» ausgelöst, sondern auch
massgeblich dazu beigetragen,
dass «die Öffentlichkeit falsch
über die Tierhaltung orientiert»

wird.DerFallWilhabebeiKanin-
chenzüchtern in der ganzen
Schweiz «grosse Emotionen»
ausgelöst, schreibt Peter Iseli.

Am Telefon ergänzt er: «Sie ha-
ben Angst, dass das Beispiel aus
Wil jetzt auch an anderen Orten
Schulemachen könnte.» (uam)

Kaninchenzüchter Josef Eicher muss das Areal mit seinen Ställen räumen. Bild: Andrea Häusler
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